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Antrag der Telekom Deutschland GmbH auf Genehmigung von Entgelten für den 
Zugang zu baulichen Anlagen 
BK3c-23/079 
 
Hier: Stellungnahme der EWE TEL GmbH nach Konsultationsentwurf 
 

- Stellungnahme enthält keine Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse - 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende Dreger, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
EWE TEL bedankt sich zunächst für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Nachgang der Veröffentli-
chung des Konsultationsentwurfes und trägt wie folgt vor: 
 

A. Allgemein 
Wie der Beschlusskammer bekannt ist, sehen wir die Regulierung insbesondere von Leerrohren als 
äußerst kritisch und hinderlich für den Glasfaserausbau in Deutschland an.  
 
Eine derart tiefgreifende Regulierung auf niedrigster Wertschöpfungsebene wird nicht zu mehr, son-
dern zu weniger Infrastrukturwettbewerb führen. Dies gilt gerade für den Infrastrukturwettbewerb 
durch alternative Netzbetreiber, die bisher massiv in den Ausbau von eigenen Glasfasernetzen inves-
tiert haben und sich nun fragen müssen, inwiefern der eigene Ausbau überhaupt noch wirtschaftlich 
ist, wenn bisherige Nachfrager durch Fehlanreize in das Leerrohrnetz der Antragstellerin getrieben 
werden. Hierdurch mag kurzfristig der Dienstewettbewerb auf der Infrastruktur der Antragstellerin 
erhöht werden – dies wird jedoch langfristig zu Lasten alternativ errichteter Glasfasernetze, insbe-
sondere in ländlichen Regionen, gehen. 
 
Doch auch für den künstlich angereizten Wettbewerb auf der Infrastruktur der Antragstellerin wider-
sprechen die beabsichtigten Regulierungsmaßnahmen der nunmehr abermals von der Europäischen 
Kommission mit dem Weißbuch zum DNA bekräftigten Absicht, mittelfristig auf SMP-Regulierung ver-
zichten zu können. Dabei liegt auf der Hand, dass Wettbewerber der Antragstellerin, die nunmehr                                                                                              
eigene Glasfasern in das regulierte Leerrohrnetz einbringen sollen, „bis in alle Ewigkeit“ auf eine SMP- 
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Regulierung angewiesen sein werden. Andernfalls liefen sie Gefahr, dass die Antragstellerin ihnen 
nach Ablauf der SMP-Regulierung die bis dahin genutzten und mit Glasfasern der Wettbewerber be-
stückten Leerrohre kündigen könnte und sie zu einem vollständig und auf eigene Kosten durchzufüh-
renden Rückbau des eigenen Netzes verpflichtet wären. Die sich daraus ergebenden gravierenden 
Folgen für den gesamten Wirtschaftsstandort Deutschland, insbesondere aber auch sowohl für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher als auch die Industrie, sind bereits jetzt absehbar. Der von der 
Bundesnetzagentur durch die Regulierungsmaßnahmen erhoffte Glasfaserausbau steht damit - sollte 
sich diese Hoffnung überhaupt erfüllen – auf tönernen Füßen. 
 
Dies vorausgeschickt, nimmt EWE TEL zu einigen ausgewählten Aspekten wie folgt Stellung. Dabei 
macht EWE TEL die Ausführungen in den bisherigen Stellungnahmen und insbesondere die dort ge-
stellten Anträge auch zum Vortrag in diesem Verfahrensschritt. 
 

A. Kein Außerachtlassen des Entgeltgenehmigungsmaßstabs aus § 37 TKG 
Die Bundesnetzagentur sieht den Missbrauchsmaßstab nach § 39 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 TKG i.V.m. § 37 TKG 
als ungeeignet für die Genehmigung. Diese Rechtsauffassung ist unzutreffend. Der Missbrauchsmaß-
stab stellt einen unmittelbar auch bei baulichen Anlagen zu berücksichtigenden Entgeltgenehmi-
gungsmaßstab dar. 
 
EWE TEL beantragt deshalb, 

die Genehmigung der Entgelte für bauliche Anlagen in jedem Fall auch am Maßstab des         
§ 37 TKG zu prüfen.  

 
B. Unzureichende Differenzierung zwischen städtischem und ländlichem Ausbau 

Unzureichend und damit rechtswidrig ist die fehlende Differenzierung zwischen städtischem und 
ländlichem Ausbau. Die von der Bundesnetzagentur hierzu vorgetragenen Argumente überzeugen 
nicht. Insbesondere verkennen sie die negativen Auswirkungen auf die alternativen Infrastrukturan-
bieter in ländlichen Bereichen, die sich durch die mangelnde Differenzierung einer massiven Wettbe-
werbsverzerrung durch Entgelte ausgesetzt sehen, die in den ländlichen Bereichen offensichtlich zu 
niedrig angesetzt worden sind. Dabei hilft es diesen Anbietern gerade nicht, wenn dafür die Entgelte 
in städtischen Gebieten zwangsläufig über den Kosten liegen. Dort mögen geringfügig überhöhte Ent-
gelte aufgrund der erreichbaren Kundenpotentiale verkraftbar sein. In ländlichen Bereichen, in denen 
sich ein paralleler Glasfaserausbau jedoch regelmäßig nicht rechnet, führen die dort – als Kehrseite 
der zu hohen Entgelte in städtischen Gebieten – zwangsläufig unter den Kosten liegenden Entgelte 
jedoch zu einem Verdrängungswettbewerb, den die alternativen Infrastrukturanbieter nicht gewin-
nen können. 
 

C. Fehlende Berücksichtigung von AGP für zukünftig errichtete HK-Trassen 
Grundsätzlich nachvollziehbar ist der Ansatz der Bundesnetzagentur, Entgelte zwischen HK- und VzK-
Trassen zu differenzieren und durch Pauschalierungen handhabbar zu machen. Dieser Ansatz kommt 
jedoch dann an seine Grenze, wenn auf Seite 82 des Konsultationsentwurfes durchaus erkannt wird, 
dass auch im HK-Bereich noch eine erhebliche Erweiterung des Netzes erfolgen muss. Die Bundes-
netzagentur erkennt selbst, dass diese Netzerweiterung bloß „in etwas geringerem Umfang [als der 
VzK-Ausbau, Anm. EWE] risikobehaftet“ ist. Insofern scheint es nicht überzeugend, wenn die Bundes-
netzagentur der Antragstellerin gleichwohl pauschal für diese neu zu errichtenden Infrastrukturen 
keinen AGP-Zuschlag zubilligen möchte. 
 
EWE TEL hält es insofern für sachgerecht, nach dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Entgelte zu 
errichtende HK-Trassen aus der pauschalen Betrachtung herauszunehmen und für diese, neu zu er-
richtenden und deshalb auch risikobehafteten HK-Trassen einen AGP-Zuschlag vorzunehmen. Die von 
der Bundesnetzagentur gegen eine Stichtagsregelung vorgebrachten Argumente greifen nicht durch. 
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Es mag sein, dass dies eine Abrechnung im Einzelfall komplexer machen könnte. Dieser Aspekt steht 
jedoch nicht für sich allein. Er muss vielmehr sowohl mit dem berechtigten Interesse der Antragstel-
lerin an einer Kompensierung der durch die Zugangsverpflichtung erlittener Auswirkungen auf den 
Geschäftsplan als auch mit den durch die Entgeltentscheidung betroffenen Interessen der alternati-
ven Infrastrukturanbieter abgewogen werden. Hätte die Bundesnetzagentur diese Abwägung vorge-
nommen, so wäre sie zu dem Ergebnis gekommen, dass jedenfalls für neu zu errichtende HK-Trassen 
ein AGP-Zuschlag zu gewähren wäre. 
 
Freundliche Grüße 
 
EWE TEL GmbH 

 
 
 
 




